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Von Leif Wolters 
 
Fast zwei Jahrzehnte plant die 
Bahn schon am Ausbau der 
Betuwe-Linie herum, da 
schlägt Anfang diesen Jahres 
das Gerücht von einer gehei-
men Streichliste ein. Für das 
dritte Gleis durch Mehrhoog 
und Wesel sei angeblich kein 
Geld da. Die bis zu 1000 Me-
ter langen Güterzüge, die im 
Vier - Minutentakt vom Rot-
terdamer Hafen ins Ruhrgebiet 
unterwegs sind, würden sich 
zum Personenverkehr auf die 
zwei bestehenden Gleise drän-
gen. 
Wie gesagt, nur ein Gerücht -  
aber bis das 3. Gleis in einigen 
Jahren fertig ist, sieht die Rea-
lität genauso aus. Im Rahmen 
der sogenannten Blockver-
dichtung wird die Frequenz 
der Güterzüge bereits 
schrittweise erhöht. 
Die Bahn steigert so ihren 
Gewinn ohne eigene Ausga-
ben, ausschließlich auf Kosten 
der Anwohner und Zugreisen-
den. Letztere müssen noch 
m e h r  G e d u l d  u n d 
„Verständnis“ aufbringen als 
bisher, denn der Güterverkehr 
hat Vorrang vor Personenzü-
gen.   
Auch die Belastung durch 
Lärm und Erschütterungen   
wächst von erheblich zu uner-
träglich. 
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In  Gutsherrenmanier  hält  die  
Bahn die Politik hin: Lärm-
schutz gebe es erst mit dem 3. 
Gleis. Rechtlich ist sie aber 
schon jetzt verpflichtet, ausrei-
chenden Lärmschutz zu ge-
währleisten. Eine Mauer von 4 
m Höhe ist für irgendwann in 
Aussicht, theoretisch wären 
jedoch 12 m vonnöten, um  alle 
Anwohner zu schützen. 
Ob Lärm oder Weseler Mauer: 

Die Gegend entlang der Bahn-
linie wird nicht mehr bewoh-
nenswert sein und zum sozia-
len Brennpunkt verkommen. 
Leider lenkt die Debatte um 
Lärmschutz vom viel wichti-
geren Sicherheitsaspekt ab. 
In den Waggons befindet sich 
zu mehr als 40% Gefahrgut, 
aller Gefahrklassen. Die Explo-
sion z. B.  eines Gaswaggons 
gefährdet das Leben aller, die 
sich im Umkreis von 500 m 
befinden. Das Gaszugunglück 
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im italienischen Viareggio mit 
12 Toten und die Waggons, 
die im April nahe Voerde 
entgleisten, sollten zu denken 
geben. Der holländische Teil 
der Betuwe-Linie wurde aus 
Sicherheitsgründen siedlungs-
fern gebaut mit einer Feuer-
wehrzufahrt parallel zur Stre-
cke, und wo dies nicht mög-
lich war, in Troglage.. Wo soll 
für die mitten in Wesel Platz 

sein? Die Bahn plant lediglich 
alle 500m Durchgänge für 
Löscharbeiten im noch zu 
errichtenden Lärmschutzwall. 
Dummerweise verfügt die 
Feuerwehr nur über 200 m 
lange Schläuche… 
DIE LINKE setzt sich des-
halb für eine sichere, sied-
lungsferne Trasse entlang 
der A 3 ein. 

Nach der Blockverdichtung  ist das der Dauerzustand an den 
Bahnübergängen. Für Rettungsfahrzeuge eine Katastrophe.  
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Lesen Sie dazu den  

Kommentar auf Seite 2 



 

„Es ist an der Zeit, sich 
zur Wehr zu setzen“ 

Von Norbert Segerath,  
Sprecher des Ortsverbandes 

 

Städte und Gemeinden,  Bür-
gervereinigungen,  Haus- und 
Wohnungseigentümer,  Mie-
ter, Geschäftsleute, Schulen, 
Kindergärten. 
Euch allen geht es an den 
Kragen, wenn ihr Anlieger 
der Bahn seid. Man kann 
heute schon hören, dass es 
immer mehr Züge werden, 
die da in eurem Hörbereich 
einher donnern. Was keiner 
sich zu sagen traut ist, dass 
mit dem Mehraufkommen der 
Güterzüge auch die Zahl der 
Gefahrguttransporte steigt. 
Und das alles, ohne ausrei-
chende Sicherungs- bzw. 
Lärmschutzmaßnahmen auch 
nur in Erwägung zu ziehen. 
Es ist an der Zeit, sich zur 
Wehr zu setzen. Überzieht 
diese Technokraten der Bahn 
A.G. mit Klagen, Einsprü-
chen, Widersprüchen. Wider-
setzt euch der Willkür der 
ausschließlich kommerziell 
interessierten, menschenver-
achtenden Clique, die da 
meint, sich über alle sozialen 
und menschlichen Belange 
hinweg setzen zu können. Es 
ist an der Zeit denen aufzu-
zeigen, dass nicht alles dem 
finanziellen Gewinn unter-
worfen werden muss.  Der 
unerträglichen Sparwut, zum 
Nutzen des,  von den Neoli-
beralen gewünschten  Börsen-
gangs der Bahn muss endlich 
Einhalt geboten werden. 
Nicht vergessen, es geht um 
Menschen. 
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Liebe Leserinnen und Leser, 

wenn Sie von der Partei DIE 
LINKE . hören, geht es meis-
tens um die „finsteren Ma-
chenschaften“ der Bundespar-
tei oder des Landesverbandes. 
Bis auf wenige Ausnahmen 
sind uns die Medien nicht 
wohlgesonnen und berichten  
wenig und wenn doch, so 
negativ wie möglich.  
Unsere Arbeit vor Ort passt 
nicht ins vorgefertigte Bild. 
Tatsächlich sind die „linken 
Spinner“ aber längst in Wesel 
verwurzelt. Immerhin haben 
wir hier bei den Kommunal-
wahlen 5 % geholt und sind in 
Fraktionsstärke im Stadtrat 
vertreten; bei der Bundestags-
wahl lagen wir mit 9,2% noch 
vor den Grünen und der FDP. 
Aber sowohl die Rheinische 
Post als auch die NRZ brin-
gen nichts von dem, was wir 
als Pressemitteilungen veröf-
fentlichen wollen. Also haben 

wir, DIE LINKE. Ortsver-
band Hamminkeln, Scherm-
beck, Wesel beschlossen, eine 
eigene Zeitung herauszuge-
ben.  
Eine Zeitung, in der auch 
unbequeme Themen behan-
delt werden. In erster Linie 
geht es um unsere Stadt, aber 
in diesen bewegten Zeiten 
kann man von der Bundes- 
und Landespolitik nicht abse-
hen. Dass die Schuldenbremse 
die Kommunen in die Pleite 
schickt (auch Wesel stehen 
härtere Zeiten bevor) ist nur 
ein Beispiel dafür, wie das 
Handeln der Regierung uns 
alle betrifft. 
Sie haben in der letzten Zeit 
sehr oft zur Wahl gehen müs-

sen: Europawahl, Bundestags-
wahl, Kommunalwahl und 
Landtagswahl. Nicht nur Sie 
haben die Schnauze voll da-
von. Der Wahlkampf hat uns 
auf Trab gehalten, denn ohne 
Gelder aus der Wirtschaft 
kommt es auf den Einsatz der 
Mitglieder an. Im Gegensatz 
zu den anderen Parteien in 
Wesel haben wir unsere Pla-
kate selber geklebt. Jetzt, nach 

den Wahlen, haben wir end-
lich die Zeit, uns wieder ange-
messen um Inhalte zu küm-
mern. 
Was hat Ihnen die Wählerei 
gebracht? In Wesel regiert 
eine selbstherrliche Regenbo-
genkoalition, die Bundestags-
wahl brachte uns die schlech-
teste Regierung aller Zeiten 
und in NRW will Frau Kraft 
ein Programm umsetzten, 
welches zum großen Teil aus 
unserem Landtagswahlpro-
gramm abgeschrieben ist, aber 
dieses mit uns offensichtlich 
nicht durchgesetzt werden 
kann, wir sind ja nicht regie-
rungsfähig. Wir werden se-
hen, wie ernst es ihr ist.  
Sie und wir alle haben unsere 

Stimmen abgegeben. Ja, aber 
wir wollen, dass Sie sie behal-
ten. Wir wollen weiterhin 
gehört und wahrgenommen 
werden. Wir wollen, dass Sie 
nicht nur alle 4 oder 5 Jahre 
einmal den Wahlschein aus-
füllen und das war‘s dann.  

 
Wir wollen, dass Sie weiter-
hin gehört und beachtet 
werden.  

Deswegen haben wir uns ent-
schlossen eine Zeitung heraus-
zugeben, die abseits der 
„normalen“ Berichterstattung  
publik macht. Das können wir 
natürlich nicht täglich, wö-
chentlich oder monatlich. Es 
reicht uns schon wenn es uns 
gelingt vierteljährlich ein Ex-
emplar zu veröffentlichen, das 
ist nicht nur eine Frage des 
Zeitaufwands, sondern leider 
auch eine der Finanzen. 
Wir wollen auch, dass Sie 
mitmachen. Mischen Sie sich 
ein. Sagen Sie uns wo‘s 
drückt. Schreiben Sie, mailen 
Sie , telefonieren Sie. Wir, die 

Partei DIE LINKE.  wollen 
für Sie da sein. 
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von Norbert Segerath 
 
Die Fraktion  DIE LINKE. 
hat im Februar 2010 mehre-
re Anträge, unter  anderem 
auch zur BETUWE-
Problematik gestellt, die nur 
zögerlich bis gar nicht bear-
beitet bzw. beantwortet 
wurden. Erst auf nachdrückli-
ches Anfragen war die Ver-
waltung bereit, diese Anträge 
an die entsprechenden Aus-
schüsse weiterzugeben.  
Dabei geht es vor allem um 
die Sicherheit der Bürger, die 
gemäß den Anträgen nachhal-
tig gefährdet ist. Eine beson-
dere Gefährdung stellt DIE 
LINKE. im Bereich der Schu-
len und Kindergärten fest, 
welche direkt an der Bahnlinie 
gelegen sind. Der dazu gehöri-
ge Antrag zur Feststellung der 
zu erwartenden Beeinträchti-
gungen und Gefährdungen 
datiert vom 10. Februar 2010 
und wurde erst am 26. Mai im 
Ausschuss für Bürgerdienste, 
Sicherheit und Verkehr auf 
die Tagesordnung gesetzt. 
Ebenso verhält es sich es mit 
den Anträgen hinsichtlich der 
auftretenden Gefährdungen 
bei den zu erwartenden häufi-
geren und längeren Schließ-
zeiten  der Schranken bei den 
straßengleichen Bahnübergän-
gen. Welche Auswirkungen 
hat dieser Umstand auf die 
Wege von Rettungsfahrzeu-
gen, Polizeifahrten und Feuer-
wehreinsätzen? Die Frage, ob 
die Einsatzorte noch in der 
vorgegebenen Zeit zu errei-
chen sind, bleibt bis dato un-
beantwortet.  
Eine weitere, ebenso brisante 
Frage bleibt genauso unbeant-
wortet. Es geht um den Bahn-
übergang am Holzweg. Hier 
werden sich die Schüler die 
Beine in den Bauch stehen, 

von einem Fuß auf den Ande-
ren treten und feststellen, dass 
sie zu spät in den Unterricht 
kommen werden. Der Ärger 
mit den Lehrern ist vorpro-
grammiert. Dreimal im Monat 
die Entschuldigung: „ich hätte 
es ja geschafft, aber die 
Schranke“ akzeptiert auch der 
geduldigste Pädagoge nicht 
mehr. Was also liegt da näher, 
als einfach seitlich an der 
Schranke  vorbei zu laufen 
und damit der Rüge des Leh-
rers zu entgehen.  
Da der Übergang am Holzweg 
nicht ausreichend gegen uner-
laubtes Überqueren bei herun-
tergelassener Schranke gesi-
chert ist, muss hier, so die 
Aussage der Linken, sofort 
eine akzeptable Lösung ge-
funden werden. Die Deutsche 
Bahn AG jedenfalls wird nach 
eigener Aussage keine Aktivi-
täten vor der Errichtung des 
dritten Gleises veranlassen. 
Es wäre also an der Zeit, dass 
sich die Politik ernsthaft mit 
diesen Fragen beschäftigst. 
Merkwürdig auch, dass immer 
wieder auf  den Lärmschutz 
verwiesen wird, der zwar 
auch gesundheitsschädlich ist, 
aber vom direkten Gefähr-
dungsgrad sicherlich hinter 
die Gefährdung durch den 
Transport gefährlicher Güter 
fällt. Genauso merkwürdig, 
dass zwar darauf hingewiesen 
wird, dass in den Schulen 
Brandschutzübungen durch-
geführt werden, diese aber 
keinesfalls dem Szenario ent-
sprechen, welches die Feuer-
wehren  bei einem Unfall 
unterstellen. Ein geordnetes 
Verlassen der Klassenräume 
und des Schulgeländes reicht 
nicht aus. 
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von Rolf Thiemann 
 
Die Zeiten werden härter, das 
erfährt vor allem der Einzel-
handel. Das Geld sitzt nicht 
mehr so locker, es wird ge-
spart. Größere Anschaffungen 
werden zurückgestellt bzw. gar 
nicht erst getätigt. 
Billig, billig, billig ist das Ge-
bot der Stunde. Aber ist es das 
wirklich? 
Es leiden darunter vor allem 

alteingesessene Traditionsge-
schäfte, die man inzwischen in 
der Innenstadt nur noch spora-
disch wiederfindet. Der eine 
oder andere Name mag noch 
da sein, aber das scheint nur 
noch eine Frage der Zeit. Es 
hat den Anschein, dass jahre-
lange Fehlentwicklungen hin-
sichtlich der Investitionen in 
Stadtrandgebiete zur Folge hat, 
dass die Innenstadt immer 
mehr verödet. Discounter und 
Lebensmittelgeschäfte, die 
zuvor Zugpferde für die Dudel- 
Passage (LIDL) und die Apol-
lo-Passage (REWE) waren, 
siedelten sich am Stadtrand 
bzw. außerhalb des Stadtzent-
rums an. Die vormals hochge-
lobten Einkaufspassagen ver-
öden. Die Fußgängerzone ist 
ab 19:00 Uhr tot. Frauen und 
Spaziergänger meiden sie, 
 

 wenn sie nicht mindestens zu 
zweit oder zu dritt sind.  
Aus Angst vor Übergriffen.  
Es ist offensichtlich an der 
Zeit, ein neues Innenstadtkon-
zept zu erarbeiten. Es wäre 
sinnvoll, alle Betroffenen wie 
Vermieter, Ladenbesitzer und 
Bürger einzubinden. Anregun-
gen, Wünsche und Ideen wer-
den benötigt. Es ist sehr frag-
lich, ob ein neuer Belag der 
Fußgängerzone weiterhilft... 

Denkbar wäre, so Norbert 
Segerath, Sprecher des Orts-
verbandes der Linken in We-
sel, dass die Wiederbelebung 
der Innenstadt durch den 
Rückbau der Fußgängerzone 
im Bereich Viehtor Richtung 
Leyensplatz erfolgen könnte. 
Der Verkehr könnte vom 
Kaufhof zum neuen Ärzte-
zentrum durch die Goldstraße 
fließen. In diesem Bereich 
sind breite Bürgersteige aus-
reichend und keiner brauchte 
mehr angstvoll durch die ver-
lassene Fußgängerzone laufen.  
Alle Parteien im Stadtrat sind 
aufgerufen, etwas gegen die  
drohende Verödung unserer 
Innenstadt zu tun. Es ist ein 
Unding, dass Stadtrandgebiete 
saniert werden und mit attrak-
tiven Geschäften ausgestattet, 
über kurz oder lang zum Tod 
der Innenstadt beitragen.   
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tivität weiterhin so steigt, wie 
es im letzten Jahrhundert der 
Fall war.  
Ein Beispiel: Vor 100 Jahren 
konnte ein Bauer, mit dem 
von ihm und seiner Familie 
bewirtschafteten Land, sich 
und seine Familie ernähren 
und aus den geringfügigen 
Überschüssen den Rest des 
Lebensunterhaltes bestreiten. 
Heute kann ein Bauer mit 
entsprechenden Ländereien 
auf Grund seiner maschinel-
len Ausstattung, der besseren 
Bewässerungsmöglichkeiten 
und Düngung 100 Familien 
versorgen. Überspitzt gesagt, 
können heute 99 von 100 
Bauern tatenlos zusehen, wie 
einer arbeitet, ohne verhun-
gern zu müssen. 
Aber das sagt keiner. Gebets-
mühlenartig wird immer wie-
der beklagt, dass die Gebur-
tenrate sinkt, dass wir immer 
älter werden, dass die Finan-
zierung der Renten auf immer 
weniger Schultern verteilt 
wird. Selbst wenn das alles 
stimmen würde, was nicht so 
ist, wäre dies alles kein 
Grund, an der gesetzlichen 
Rente zu zweifeln. Einzig 
allein die Anzahl der regulä-
ren, renten– und sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeits-
plätze sind entscheidend. Und 
die sind durch die Minijobs, 
400 Euro-Jobs, Teilzeit und 
Leiharbeitsverhältnisse be-
wusst auf ein unerträgliches 
Maß reduziert worden. 
Doch wie kommt es, dass 
diese Lügen von der Mehr-
heit der Bürger akzeptiert 
werden? Nun, ganz einfach. 
Alle Medien, Politiker und 
sogenannte Experten sagen 
es; dann stimmt‘s auch, oder? 
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von Norbert Segerath 
 
Dass diese Halbschranken 
gefährlich sind, weiß jeder. 
Einige Unfälle, davon mindes-
tens zwei tödlich, legen ein 
beredtes Zeugnis davon ab. 
Schüler, die es noch eben 
schaffen wollten. Nur nicht zu 

spät kommen, kein Eintrag ins 
Klassenbuch. In diesem Monat 
war ich schon dreimal zu spät. 
Und dann der Entschluss. Der 
Zug kommt ja noch nicht. Und 
die Halbschranken bieten kei-
ne nennenswerte Barriere. 
Also husch, husch hinüber. 
Und dann kommt der Zug 
doch. 
Die Lösung dieses Problems 
wäre eine Vollschranke, die 
ein Queren des Bahnübergangs 
bei geschlossener Schranke 
fast unmöglich macht.  
Das Problem ist sowohl dem 
Rat  Stadt Wesel, als auch der 
Deutschen Bahn AG bekannt. 
Mehrmals haben sich die Aus-
schüsse im Rat der Sache an-
genommen, die DB AG dahin-
gehend informiert. Da brau-
chen wir ein neues Planfest-
stellungsverfahren, das dauert 
mindestens drei Jahre, so die 
Bahn. Im Ausschuss für Bür-
gerdienste, Sicherheit und 
Verkehr herrscht Ratlosigkeit. 

Was kann man da machen, so 
der Vorsitzende Wolfgang 
Spychalski. Die Bahn mauert, 
verzögert, stellt in Frage. Wir 
haben Öffentlichkeit geschaf-
fen, die Zeitungen waren in-
fo rmie r t .  Und  d ie  Bahn 
schweigt.  
Aber wer ist verantwortlich, 

wenn ein weiteres Unglück 
passiert. Fehlverhalten eines 
Jugendlichen? Aber ist es 
nicht so, dass, wenn man sein 
Auto nicht abschließt und es 
werden daraus Sachen ent-
wendet, auch der Besitzer eine 
Mitschuld trägt? Was ist hier 
der Unterschied? Eine Mög-
lichkeit zur Querung der Glei-
se wird geboten und genutzt.  
Mit der Blockverdichtung 
wird sich die Problematik 
verschärfen. Denn dann wer-
den deutlich mehr Züge fah-
ren. Die Zuglängen werden 
bis zu 1000 m betragen. Und 
die Schranken werden gefühlt, 
gar nicht mehr hochgehen. 
Da die Deutsche Bahn AG 
alle neu  zu ergreifenden, bau-
lichen Maßnahmen von der 
Errichtung eines dritten Glei-
ses abhängig macht, und die 
Blockverdichtung als nicht 
wesentl iche Veränderung 
einstuft, wird sich dieser Zu-
stand am Holzweg nicht än-
dern.  

von Norbert Segerath  

 
Wie ist es möglich, dass im-
mer mehr Gesetze gegen 
große Gruppen der Gesell-
schaft, ja sogar gegen die 
Mehrheit des Volkes durch-
gesetzt werden können? Zum 
Beispiel die sozialen Sicher-
heiten, die mit den Hartz IV- 
Gesetzen, der Rente mit 67 
und der zeitlich unbeschränk-
ten Leiharbeit aufgegeben 
wurde. Eine große Mehrheit 
war und ist gegen Hartz IV, 
gegen die Rente mit 67 und 
für einen gesetzlichen Min-
destlohn.  
Aber jemand wie Arbeitge-
bervertreter Dieter Hundt 
stellt anerkennend fest, dass 
es endlich gelungen sei, ein 
Gesetz gegen die Mehrheit 
des Volkes durchzudrücken, 
so geschehen bei der Rente 
mit 67. Sollten Politiker nicht 
den Wählerwillen umsetzen?  
Man kann offensichtlich ge-
nauso gut Herrn Hundts 
Wünsche erfüllen, denn die 
Initiatoren  dieser Politik sind 
noch im Amt. 
Also, wie geht das? Eine 
Frage der Meinungs– und 
Stimmungsmache?  
Von allen Seiten wird auf uns 
eingehämmert, dass der de-
mografische Wandel zu Al-
tersarmut führe, dass immer 
mehr Rentner von immer 
weniger Jungen durchge-
bracht werden müssen. Das 
Vertrauen in die gesetzliche 
Rente wird systematisch zer-
stört, ausschließlich zum 
Wohl und Nutzen der  priva-
ten Rentenversicherer.  
Zuerst einmal spielt der de-
mografische Faktor so lange  
keine Rolle, wie die Produk-
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Die Halbschranken am Holzweg, ein Ärgernis seit Jahren 
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schließlich auf das, für das 
Rentenalter festgelegte Ver-
mögen. 
Wichtig für Schüler! 
Einkünfte aus einem Ferienjob  
bis 1.200 € sollen ab den 
Sommerferien 2010 nicht 
mehr bei Hartz IV Beziehern 
als Einkommen angerechnet 
werden. Dies gilt für Schüle-
rinnen und Schüler von allge-
mein– und berufsbildenden 
Schulen Bedingung ist, dass 
die Tätigkeit längstens vier 
Wochen je Kalenderjahr aus-
g e ü b t  w i r d 
(Kabinettsbeschluss vom 
21.04.2010 zur Änderung der 
ALG-II-Verordnung). 
Arbeitslosengeld darf nur 
nach Belehrung gekürzt 
werden. 
Wenn Langzeitarbeitslose 
gegen Auflagen zur Wieder-
eingliederung in den Arbeits-
markt verstoßen, kann ihnen 
der Regelsatz nur nach kon-
kreter Belehrung über die 
Folgen gekürzt werden, so der 
Entscheid des Sozialgerichtes 
in Dortmund. 
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von Gabriela Fischell 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat, 
nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts, einen 
Katalog zur Härtefallregelung 
erstellt. Nach der jetzigen 
Geschäftsanweisung können 
folgende Aufwendungen als 
außergewöhnliche, laufende 
Belastungen anerkannt wer-
den: 
Im Ausnahmefall: 
Nicht verschreibungspflichti-
ge Arzneimittel wie zum Bei-
spiel Hautpflegeprodukte bei 
Neurodermitis oder Hygiene-
artikel bei ausgebrochener 
HIV-Infektion. 
Putz– oder Haushaltshilfen 
für Rollstuhlfahrer , die ge-
wisse Tätigkeiten im Haushalt 
nicht ohne fremde Hilfe erle-
digen können und keine Hilfe 
von anderen erhalten. 
Kosten zur Wahrnehmung 
des Umgangsrechts mit den 
Kindern, das heißt regelmäßi-
ge Fahrt– oder Übernach-
tungskosten. 
Kosten für Nachhilfeunter-
richt  können nur im besonde-
ren Einzelfall gewährt wer-

den. Voraussetzung hierfür ist, 
dass es einen besonderen An-
lass gibt (z. B. langfristige 
Erkrankung, Todesfall in der 
Familie). Zudem muss die 
Aussicht auf Überwindung 
des Nachhilfebedarfs inner-
halb eines Zeitraums von 
sechs Monaten, längstens bis 
zum Schuljahresende beste-
hen.  
In der Regel können Kosten 
für Nachhilfeunterricht 
nicht übernommen werden, 
vorrangig sind schulische 
Angebote wie Förderkurse zu 
nutzen. 
Diese Aufzählung ist nicht 
abschließend. Die Leistungen 
werden nur gewährt, wenn 
eine erhebliche Unterversor-
gung drohen würde. Bedarfs-
spitzen sind durch das Wirt-
schaften mit der Regelleistung 
auszugleichen, so der Be-
schluss des Bundesverfas-
sungsgerichts. 
Aus der Regelleistung sind 
weiterhin zu bestreiten: 
Praxisgebühr 
Bekleidung für Übergrößen 
Brille 
Waschmaschine 

Zahnersatz 
orthopädische Schuhe 
WEITERE NEUERUNGEN 
Hartz IV - Empfänger dür-
fen mehr besitzen als bis-
her.Der offizielle Name die-
s e s  G es e t z e s  l a u t e t : 
„Schutzschirm für Arbeitneh-
mer“ 
Seit dem 17. April 2010 gilt 
der erhöhte Freibetrag von 
750 € (bisher 250 €) pro Le-
bensjahr für die Altersvorsor-
ge bei Hartz IV. 
Die Regelung mag im Einzel-
fall den Zugang zu Hartz IV 
Leistungen erleichtern, betrifft 
aber nur Wenige. Die Zahl 
der anspruchsberechtigten 
Haushalte wird maximal um 
0,73 % steigen, so die Schät-
zung der Bundesregierung. 
(Anmerkung des Verfassers) 
Es bleibt der Anspruch auf 
den normalen Freibetrag von 
150 € pro  Lebensjahr, die 
nicht angerechnet werden. 
Wer also mit 50 Jahren Hartz 
IV-Empfänger wird darf  
150 € x 50 = 7.500 €  
Auf dem Sparbuch haben, die 
Anrechnungsfrei sind. Die 
750 € beziehen sich aus-

Selbstverständlich ist eines klar, nämlich dass es für SGB II—Empfänger, auch mit den neuen Regelungen nicht leichter wird. Fehl-
entscheidungen der Agentur für Arbeit werden nicht weniger, wie die Statistiken der Gerichte eindeutig beweisen. Im Gegenteil. Auf 
der Grundlage der Entscheidung des Bundesgerichtshofes wird mit noch mehr Unsicherheit als bisher gerechnet. Unverständliche 
Bescheide, Missverständnisse und auch die unklare Rechtslage werden dazu führen, dass immer mehr Widersprüche bzw. Einsprüche 
gegen die Entscheidungen der Arbeitsagentur geben wird. Und eines ist klar. Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt. 

Wenn Sie Fragen zu Hartz IV haben, wir beraten Sie gerne, fachlich und kompetent. Wenden Sie 
sich bitte an unsere Ratsfraktion.  
Tel.: 0281 203 2720      
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Hallo Bundesmutti  (von der Leyharbeit) 
Wie ihr Vorgänger, Herr Olaf Scholz in der Sendung Panorama am 
04.Juni 2009 süffisant vorschlug, veröffentlicht DIE LINKE. die 
tatsächlichen Zahlen der Arbeitslosigkeit, die allein auf amtlichen 
Daten der Statistik, der Bundesagentur für Arbeit beruhen.  

Wer die tatsächliche Arbeitslosigkeit erfassen will, der muss 
ehrlich rechnen. Wir tun es. Zeit zu handeln statt zu tricksen.        

Offizielle Arbeitslosigkeit:  

Nicht gezählte Arbeitslose 

Tatsächliche Arbeitslose 
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3.153.300 

1.179.310 

4.332.610 

Es ist schon erstaunlich wieviele allein durch Weiterbildungsmaß-
nahmen, Vermittlung durch Dritte, Ein Euro Jobs etc. aus der Sta-
tistik fallen. Unser Vorschlag: Privatisierung der Arbeitsvermitt-
lung , Arbeitslosigkeit gleich Null.  
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von Norbert Segerath 
 
Das Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz war wohl als 
erste Beruhigungspille der  
Koalition an die Wirtschaft 
gedacht. Ein Symbol für die 
Interessensorientierung der 
neuen Bundesregierung. Kos-
tenpunkt: Mehr als eine Mil-
liarde Euro Mindereinnah-
men Bundesweit.  
Aber welche Auswirkungen 
hat dies auf unsere Stadt? 
Gemäß Statistik aus dem 
Jahre 2008 des Landesbetrie-
bes IT. NRW, wurden in 
Wesel 15 Hotels mit 857 
Betten betrieben. Die Anzahl 
der Übernachtungen belief 
sich auf 151.104, womit eine 
Auslastung von  34,1 %  bei 
einer Aufenthaltsdauer von 
durchschnittlich 1,7 Tagen 
gegeben war. 
Die daraus resultierenden 19 
% Mehrwertsteuereinnahmen 
beliefen sich auf ca. 2,05 
Mio. Euro. Die   12 prozenti-
ge Steuererleichterung bedeu-
tet somit ca. 1,3 Mio. EU 
Mehreinnahmen für 15 Be-
triebe.  

Am 04. Januar 2010 be-
schloss der Ortsverband der 
Linken in Wesel, über die 
Fraktion im Rat der Stadt 

Wesel eine Sonderabgabe 
von 5 % der jeweiligen 
Übernachtungskosten als 
Kulturförderabgabe zu 
beantragen.  
Dieser Antrag wurde am 
22.02.10 an die Bürgermeis-
terin, Frau Westkamp ge-
stellt, die ihn dann an den 
zuständigen Beigeordneten, 
Herrn Jung weiterleitete 
 

Am 08. Juni 2010 wurde 
der dann im Haupt– und 
Finanzausschuss abgelehnt. 
Und zwar mit nur einer, näm-

lich unserer Gegenstimme. 
Die SPD, die zuvor anbot, 
diesen Vorschlag wohlwol-
lend zu prüfen und ggf. zu 
unterstützen, ist eingeknickt. 
Aber “was ist von einer Par-
tei zu erwarten, die in einem 
den Rat bestimmendem Am-
pelbündnis verhaftet ist“ so 
unser Fraktionsvorsitzender 
Ulrich Kuklinski. 
Nicht einmal die Entschei-
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von Günther Wagner 

 
Die neue Landtagsfraktion der Partei 
DIE LINKE. hat sich konstituiert. Bil-
dung ist einer der Schwerpunkte, in 
denen ein Politikwechsel nötig ist. 

Auf dem Programm steht: 
Abschaffung der Studiengebühren und 
Ersatz der Mittel aus dem Landeshaus-
halt. 
Abschaffung der Kopfnoten auf den 
Schulzeugnissen. 

Wiedereinführung der Einschulungs-
bezirke. 
Abschaffung der verbindlichen Schul-
empfehlungen für weiterführende 
Schulen. 
Verpflichtung der Schulträger, wie bei 
allen anderen Schulformen, auch für 
die Gesamtschulen, allen Schülern die 
dies wollen, einen Platz zu verschaffen. 

Mittelfristig neu geregelt werden sollen: 
Der Kindertagesstättenbereich durch eine völlige 
Überarbeitung des KIBITZn und der Einstieg in 
die Gebührenfreiheit mit Ausgleich durch das 
Land NRW. 
Ein Stop bei der Schließung von Grundschulen in 
der Fläche. Dazu müssen sowohl die Mindestschü-
lerzahl gesenkt werden, als auch die Zügigkeit 
sowie der Regeln für die Lehrer und Raumzutei-
lung. Die geringere Anzahl der Schüler muss in 
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dung des Landes über eine 
entsprechende Satzungsände-
rung des Vorreiters dieser 
Abgabe, der Stadt Köln, wur-
de abgewartet. Ampelkoaliti-
on und CDU machten deut-
lich, dass sie diese Abgabe 
nicht wollen und lehnten ab. 
Die Umverteilung von unten 
nach oben geht weiter.  
Zugunsten einiger weniger 
werden der Allgemeinheit 
Hunderttausende Euro vorent-
halten. Man darf gespannt 
sein, zu welchen Ergebnissen, 
die auf derselben Sitzung des 
Hauptfinanzausschusses in-
stallierte, parteiübergreifende 
Arbeitsgruppe zur Sanierung 
des Haushaltes für 2011, kom-
men wird.  
Nach Angaben der Kämmerin 
verzichtet die Stadt Wesel auf 
300.000 bis 350.000 EU jähr-
lich durch den Wegfall der 
Sonderabgabe. Es wird zu 
beobachten sein wie hoch die 
Einsparungen in kulturellen 
und sozialen  Bereichen aus-
fallen werden und inwieweit 
diese sich durch die o. g. Be-
träge deckeln ließen. 
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allen Schulstufen zu geringeren Klas-
senstärken führen. 
Der Einstieg zu längerem, gemeinsa-
mem lernen aller Schüler bei gleichzei-
tiger qualitativer Erhöhung des Lehr– 
und Lernvorganges muss gelingen. 

Nicht zuletzt hat sich die Bundesrepu-
blik Deutschland und damit auch unser 
Bundeslannd verpflichtet, allen Kindern 
auch denen mit Behinderungen, den 
Unterricht in den Regelschulen zu er-
möglichen. 
Der gebundene Ganztagsunterricht 
muss ausgeweitet werden. 
Das G8 muss entschärft bzw. besten-
falls gekippt werden. 

Der durch das G8 erzwungene doppelte 
Abiturjahrgang wird nicht nur an den 
Universitäten massive Kapazitätsprob-
leme auslösen, auch die Ausbildungs-
plätze werden dann durch Abiturienten, 
zum Nachteil aller, besetzt. 
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von Ulrich Kuklinski 
 
Bei den Kommunalwahlen am 
30.08.2009 gelang es der LIN-
KEN, knapp 5 Prozent der 
abgegebenen, gültigen Stim-
men zu erhalten und als Frak-
tion mit zwei Sitzen in den 
Rat der Stadt Wesel einzuzie-
hen. Besetzt wurden diese von 
Gabriela Fischell und Ulrich 
Kuklinski als Fraktionsvorsit-
zendem. Nur einige wenige 
Stimmen fehlten uns, bei dem 
mathematischen Auszählver-
fahren nach „Niemeyer“, ei-
nen dritten Ratssitz (Barbara 
Wagner), zu erhalten. Über 
1200 Bürgerinnen und Bürger 
gaben für DIE LINKE ihre 
Stimme ab. Herzlichen Dank 
noch einmal allen Wählerin-
nen und Wählern! 
Unser Fraktionsbüro befindet 
sich im Anbau des Rathauses, 
Raum 20 und 21, und ist für 
die Bürgerinnen und Bürger 
zu folgenden Zeiten geöffnet 
(außerhalb der Schulferienzei-
ten): 
montags – mittwochs und 
freitags von 9.00 Uhr – 12.00 
Uhr, donnerstags von 15.00 
U h r  –  1 8 . 0 0  U h r 
(Bürgersprechstunde).  
Ansprechpartner ist hier Uwe 
Großwendt, unser Fraktions-
assistent. 

Die Fraktionssitzungen finden 
jeweils montags, ab 18.00 
Uhr, im Fraktionsbüro, statt. 
In den bisherigen 19 Sitzun-
gen konnten wir u.a. begrü-
ßen: 
Frau Stadtkämmerin Klug, 
Vorstandsmitglieder der IG-
BISS, Betuwe Initiative Si-
cherheit Siedlungsfern, den 
Personalrat des ASG, die ehe-
malige Integrationsratsvorsit-
zende Frau Güzeldere, Frau 
Chiwaeze von der Hospiz-
Initiative Wesel e.V., Zwei 
Vertreterinnen der Weseler 
Initiative Gemeinsam Leben – 
Gemeinsam Lernen e.V., für 
selbstbestimmtes Wohnen für 
Menschen mit Behinderung, 
Frau Meyer-Suchsland vom 
Taubenumsiedlungsprojekt für 
ein Taubenhaus in Wesel. 
11 sachkundige Bürgerinnen 
und Bürger sind in 14 Aus-
schüssen und Beiräten der 
Stadt vertreten. 
Wir haben bisher 8 Anträge 
gestellt. Die Themenschwer-
punkte sind 
-  Betuwe, siedlungsferne 

Trasse,  
- Kulturförderabgabe von  
 5 % auf Hotelübernachtun-

gen (siehe Artikel Seite 6) 
zur Mittelverwendung in 
kulturellen und sozialen 
Bereichen unserer Stadt, 

-  Befreiung von Kontofüh-
rungsgebühren bei der Ver-
bands-Sparkasse Wesel und 

Einführung eines Sozialtarifes 
für Strom- und Gaskunden bei 
den Stadtwerken Wesel 
GmbH sowie bei der RWE 
AG, für sozial Benachteiligte. 
Die beiden Ratsmitglieder 
nahmen über ihre Ratstätigkeit 
hinaus bis Ende Mai an 23 
Veranstaltungen in Wesel teil.  
In der Ratssitzung am 
15.12.2010, bzgl. der Bera-
tung und Verabschiedung des 
Haushaltes 2010, sagte der  

Gabriela Fischell 
 
Fraktionsvorsitzende Ulrich 
Kuklinski u.a.: 
„Die Fraktion DIE LINKE., in 
der Opposition befindlich, 
unterstützt alle Anträge des 
Stadtrates, die eine Verbesse-
rung der Lebensgrundlagen 
der sozial Benachteiligten in 
unserer Stadt beinhalten und 
wirbt um Mehrheiten für ihre 
eigenen Anträge.“ 
„Wir setzen uns vehement ein 
für die Sanierung und Stär-
kung der kommunalen Haus-
halte der Gemeinden durch 
Landes- und Bundesmittel. 
Die beabsichtigte Kreisumla-
ge der Gemeinden und Städte 
im Kreis Wesel durch den 
Kreistag muss verhindert wer-
den. Für die Stadt Wesel wür-
de es eine Belastung bedeuten, 
die die geplanten Gewerbe-
steuereinnahmen übertrifft!“ 
„Die Schul- und Bildungspoli-
tik (eine Schule für Alle!), die 
Integration (gleiche Rechte für 
Alle!), die Einführung des 
Sozialtickets auf Kreisebene 
sind ebenfalls Schwerpunkte 
der Fraktion in den kommen-
den vier Jahren“. 
Wir möchten Sie, liebe Mit-
bürgerinnen und Mitbürger, 
herzlich einladen, den Weg zu 
uns ins Rathaus nicht zu 
scheuen, damit wir Ihnen bei 
Ihren Anliegen und Proble-
men helfen können. 
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von Günther Wagner 

 
Die Schulleitungen der 
Gymnasien verweigern eine 
Ausweitung der Kooperati-
on. 
Die bisherige Kooperation der 
Gymnasien im Bereich der 
Leistungskurse ist ein unbe-
strittener Erfolg. Sie hat die 
Möglichkeiten für die Schüle-
rinnen und Schüler beider 
Gymnasien, eine ihren Fähig-
keiten und Neigungen entspre-
chende Fächerkombination zu 
wählen, enorm erweitert. 
Zu prüfen, ob in diese Koope-
ration das eine oder andere 
Grundkursfach mit einbezo-
gen werden könnte, wurde 
unverständlicherweise vehe-
ment zurückgewiesen.  
Genauso wie die Frage, ob 
nicht auch den Schülerinnen 
und Schülern der Gesamtschu-
le oder des Berufskollegs zu-
mindest ein Teil dieser Mög-
lichkeiten geboten werden 
sollte. Es ist hinlänglich be-
kannt, dass die Umsetzung des 
G8, also die Verkürzung der 
Lernzeit von 9 auf 8 Jahre zu 
Erlangung des Abiturs, die 
Gymnasien zur Zeit vor fast 
unlösbare Aufgaben stellt. 
Ebenso würde eine Auswei-
tung der Kooperation den 
Planungs– und Organisations-
aufwand wesentlich erhöhen. 

Aber, hier ist die Stadtverwal-
tung gefordert. Sie ist ver-
pflichtet allen Schülern best-
mögliche Ausbildungsmög-
lichkeiten zu gewährleisten. 
Es kann und darf nicht sein, 
dass wesentliche Verbesserun-
gen für die Bildung und Ent-
wicklung aller Schüler wegen 
der Animositäten des einen 
oder anderen Schulleiters ver-
hindert werden. Hier kann und 
sollte die Stadt Einfluss neh-
men und die Schulen bei den 
organisatorischen Problemen 
unterstützen . 
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Hallo Leute, 

Also gezz ma‘ Butter bei die 
Fische! Uns geht dat gut. Nich 
richtich aber doch so‘n bisken. 
Wohnung, hamma. Heizung, 
hamma auch, zumindeste n‘ 
bisken. Un dann noch die 356 
Euro für‘t Leben . Ohne wat für 
zu tun? Einfach so? Wat wär dat 
schön. Abba so einfach is dat 
nich. Als Hartzi musse ganz 
schön aufpassen datte nich posi-
tiv auffällst. Gehsse zum Amt in 
dein‘ besten Zwirn guckt dich 
dein Betreuer,ach nä, der heißt 
ja gezz Fallmänätscher schon 
schief an nach dem Motto“soso, 
der kann sich so einen Anzug 
leisten, da schauen wir doch 
mal ob es da nichts zu kürzen 
gibt“. Also Ball flach halten 
und‘n paar olle Klamotten vor-
halten, für den Fall der Fälle. 

Ma ganz ährlich. So‘n Fallmä-
nätscher hattat auch nich‘ leicht. 
Der kriecht seine Vorgaben 
wieviel er streichen muss und 
dann muss er dat eben tun. Bis 
et soweit is, dat er selbst gestri-
chen wird. Aber dann seh‘n wir 
uns hier in der Schlange vor‘m 
Amt ja wieder. 

Abba gezz ma‘ wat anderet. 
Den Spruch von dem Mikrotsu-
nami (Westerwelle) von wegen 
diese spätrömische Dekadenz, 
den muss ich mir noch ma‘ 
durch den Kopp geh‘n lassen. 
Wat meinte der Kerl damit? 
Und wie kriech ich dat hin? 
Also inne Schule hab‘ ich ge-
lernt, dat die ollen Römer auf 
ihre Ottomanen lagen und sich 
dat gut gehen ließen. Beste 
Weine, bestes Essen beste Wei-
ber un‘ alles. Un‘ wennse nix 
mehr reinkriegten in den Kada-
ver, dann ham‘se sich mitti 
Gänsefedern am Gaumen gekit-
zelt bis sie alles auskotzen und 
wieder mittat Essen un` Trinken 
von vorne anfangen konnten. 
Also da möchte ich ma‘ mein‘ 
Frau hören von wegen dat gute 
Essen auf den frisch geputzten 
Boden? Also nä, is‘ nich.  

Also watt hat die Dauerwelle 
gezz gemeint? Datt wir für un-
ser ganzet Geld billigen Sekt 
kaufen, den auf unsere “Dritte 
Hand Caritas Sofas“ wegsaufen 
und zwischendurch neue Sozial-
fälle zeugen? Also nähhhh! 
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von Norbert Segerath 

 

Es war ein Scheingespräch. 
Eines der, laut Rüdiger Sagel, 
„skurrilsten Erlebnisse“ seiner 
mehr als 30-jährigen politi-
schen Tätigkeit. Allein, dass 
man hier im Westen der Repu-
blik 20 Jahre nach dem Mauer-
fall das Verhältnis zur ehemali-
gen DDR zum zentralen Thema 
einer Koalition in NRW macht, 
ist schon mehr als grenzwertig, 
so Sagel. 

Hannelore Kraft (SPD) sowie 
Sylvia Löhrmann (B90/ die 
Grünen) kamen nach 5 Stunden 
sogenannter Sondierungsge-
spräche einhellig zu der Mei-
nung, dass mit der Linken kein 
vertrauensvolles Verhältnis 
geschaffen werden kann.  

Es gibt viele Berichte zu den Koalitionsverhandlungen zu Rot Rot Grün aus der Sicht der SPD, 
Bündnis 90,den Grünen, von Kommentatoren jeglicher Couleur. Nur aus der Sicht der Partei 
DIE LINKE. wird nichts publiziert. Aber, sie hat etwas zu sagen. �

Der Politikwechsel ist an Rot 
Grün gescheitert, so Wolf-
gang Zimmermann. Nur weil 
die Linkspartei keinen Blan-
koscheck auf zukünftige Per-
sonalreduzierungen ausstellen 
wollte, auch nicht die Garan-
tieerklärung ablieferte notfalls 
gegen die eigene Basis zu 
entscheiden, wurden sie als 
nicht regierungsfähig, und 
fehlender Grundkenntnisse in 
der Landespolitik bezeichnet.  

Aber, so Oskar Lafontaine in 
einem Interview nach den 
Verhandlungen, wer hier nicht 
regierungsfähig ist, steht doch 
absolut fest. Eine SPD, die 
mit dem Satz in die Verhand-
lungen geht, dass jetzt die 
Wahlversprechen auf den 
Prüfstand der Realität müssen, 

relativiert die Wahlaussagen 
dieser Partei dahingehend, dass 
sie das Papier nicht wert sind 
auf dem sie geschrieben sind. 
Ebenso sind die 200 000 Stel-
len, die die Grünen schaffen 
wollen als ungedeckter Scheck 
geplatzt. Keiner sagt wirklich 
wie das geschafft werden soll.  

Während die Verhandlungsfüh-
rer der Linken versuchten, Ge-
meinsamkeiten hervorzuheben 
wurde seitens Rot Grün  ganz 
klar der Fahrplan des Scheiterns 
eingehalten. 

Also wer hier nicht koalitions-
fähig ist, so Lafontaine, steht ja 
wohl eindeutig fest. Mit dieser 
SPD und diesen Bündnis 90/ 
Grünen ist eine Koalition aus 
Sicht der Linken nicht drin  
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schen. Das, Herr Rösler, was 
Sie hier abgeliefert haben, 
sind bestenfalls die ersten 
Zuckungen eines Reförm-
chens und mit Verlaub, das 
hätte ein Lehrling zum Ver-
waltungskaufmann im ersten 
Lehrjahr als Klassenarbeit 
hinbekommen. Man könnte 
darüber lachen, wenn die 
Tränen nicht schon liefen. 

 

Der Ausstieg aus dem 
Atomausstieg? 
Ja ist das nicht herrlich? Die 
Versteigerung der UMTS-
Lizenzen hat Milliarden in 
die Kassen gespült, die der 
frei gewordenen Fernsehfre-
quenzen auch und jetzt sollen 
die Verlängerungen der Lauf-
zeiten für Kernkraftwerke 
versteigert werden. Es kom-
men einem da ganz spontan 
die Begriffe Basarmentalität, 
Bananenrepublik und weitere 
Attribute, die hier besser 
nicht genannt werden, in den 
Sinn. Sicherheit versteigern? 
Selbst die Energieunterneh-
men ringen zuerst einmal 
nach Luft. Entgegenkommen 
von Schwarz-Gelb? Na klar. 
Aber gleich so?  

von Norbert Segerath 

 

Die Gesundheitsreform?  
Hallo Herr Rösler, ist es das, 
was Sie in monatelanger Ar-
beit zusammengekleistert ha-
ben? Durchsetzung der Kopf-
pauschale durch die Hintertür? 
Deckelung des Arbeitgeberbei-
trags? Alle weiteren Erhöhun-
gen tragen die Kassenmitglie-
der?  

Ja geht‘s denn noch? Herr 
Rösler, wir verabschieden uns 
gerade von dem Solidarsystem, 
welches sich über Jahrzehnte 
bewährt hat. Eine Reform um 
der Reform willen? Eine Wen-
de hin zum amerikanischen 
System, welches gerade mühe-
voll solidarisiert wird, steht 
uns bevor. Jeder ist für sich 
selbst verantwortlich und wenn 
er nicht bezahlen kann? Tja, 
Pech gehabt. Kranksein, nicht 
erlaubt. Die halbe Welt benei-
det uns um unsere sozialen 
Errungenschaften (zumindest 
vor der Einführung der Hartz 
IV Gesetze) und Sie fahren die 
zurück unter Berufung auf die 
Senkung der Lohnnebenkos-
ten. Also schon wieder für das 
Kapital und gegen die Men-

Man kann sich da noch einige 
weitere Einnahmequellen für 
den Staat ausdenken. Wie wäre 
es z. B. mit der Verlängerung 
der TÜV Plakette für‘s Altauto? 
Zahlen und ohne Sicherheits-
check weiterfahren. Kontrolle 
der Heizungsanlagen in Miet-
häusern, Verlängerung der Ge-
sundheitszeugnisse in der Gast-
ronomie und in den Pflegeberu-
fen usw.usw. Alles bezahlbar? 

Woanders nennt man das Kor-
ruption. Man kann es aber auch 
Dummheit, gepaart mit Unver-
schämtheit und Gier nennen. �


